Gemeinsame Abschlusserklärung des Brigaden-Treffens vom 3. 2. 2024
Am 20. Dezember 2023 jährte sich zum 40. Mal der Aufbruch der ersten deutschen Arbeitsbrigade nach Nicaragua. Zwischen 1983 und 1990 sind mehrere tausend überwiegend junge Menschen nach Nicaragua geströmt, um durch ihre Teilnahme an der Kaffeeernte, am Häuserbau, im Gesundheitswesen und anderen Projekten ihre Solidarität mit der Sandinistischen Revolution auszudrücken. Wir wollten die Sandinist*innen dabei unterstützen, eine freie und selbstbestimmte Gesellschaft aufzubauen. Nach dem Sturz des Diktators Somoza ging es darum, ein neues, gerechtes Wirtschaftssystem aufzubauen, die globalen Beziehungen sollten neugestaltet und die Solidaritätsaktivist*innen in die politische Gestaltung (Landreform, Wohnungsbau, sowie Verbesserungen im Bildungs- und Gesundheitswesen) einbezogen werden. 
Mit diesen Zielen konnten wir uns weitestgehend identifizieren. Nach vielen Jahren von Militärdiktaturen und US-Interventionen in Lateinamerika wurde Nicaragua zu einem Hoffnungsträger, weil die Sandinistische Revolution ein Versuch war, soziale Gerechtigkeit, politischen Pluralismus und hunanistische Ethik miteinander zu verbinden. Die Arbeitsbrigaden kombinierten praktische Hilfe mit politischer Symbolik, nämlich den Einsatz als menschliche Schutzschilde gegen eine drohende US-Intervention. Die Brigaden-Einsätze waren nicht nur eine praktische Kritik an der bundesdeutschen Mittelamerikapolitik und ein Mittel direkter Solidarität, sondern sie waren zusätzlich auch ein Lernfeld für globale Zusammenhänge, ein politisches Signal sowie eine identitäts- und bewusstseinsstiftende Aktion mit nachhaltiger Wirkung für alle Beteiligten.
Wir, ehemalige Brigadist*innen und Unterstützer*innen, haben uns zu diesem Anlass heute versammelt, Erfahrungen und Erinnerungen ausgetauscht und diskutiert, wie sich unser Blick auf unsere damaligen politischen Vorstellungen und Handlungen verändert hat. Insbesondere haben wir auch versucht, unsere eigenen Aktivitäten und Idealisierungen des Sandinismus selbstkritisch (z. B. bezüglich Autoritarismus, Rolle von Frauen, indigene Bewegungen) zu diskutieren. Wir sind in diesen Jahren unterschiedliche Wege gegangen, aber unsere Einstellungen bezüglich Ausbeutung, neokolonialer Weltmarktbedingungen, kapitalistischer Wirtschaft, demokratischer Partizipation und globaler Gerechtigkeit sind geblieben. 40 Jahre später stellt sich die Aufgabe internationalistischer Solidarität noch dringlicher. 
Wir stellen fest, dass Daniel Ortega, erster Präsident des freien Nicaraguas, zusammen mit seiner Frau Rosario Murillo, das Land in den letzten Jahren in eine brutale Familiendiktatur verwandelt hat. Mit absurden Wahlfälschungen, der Niederschlagung friedlicher Massenproteste 2018 mit über 375 Toten, Gleichschaltung und absoluter Kontrolle über alle staatlichen Institutionen, dem Verbot von über 3.800 NRO, der Beseitigung jeglicher Versammlungs-, Vereinigungs- und Meinungsfreiheit halten sie sich noch an der Macht. Politische Gefangene werden gefoltert und missbraucht, worunter besonders Frauen und Mitglieder der LGBTIQ+-Community leiden. 316 unliebsame Personen wurden bisher ausgebürgert, ihr Eigentum und das ihrer Familie konfisziert. Nicaragua erlebt die größte Migrationswelle in seiner Geschichte.
Für die Solidaritätsbewegung stellen sich die Aufgaben einer selbstkritischen Analyse ihrer Vergangenheit, der Unterstützung der Demokratiebewegung und einer engagierten Menschenrechtspolitik. Wir sind zutiefst überzeugt, dass ein neues Nicaragua nur durch den Niedergang der Ortega-Murillo Diktatur entstehen kann und dass die Familie Ortega-Murillo sich vor nationalen oder auch internationalen Gerichten für ihre Verbrechen verantworten und ihren aus öffentlichen Mitteln zusammengeraubten Besitz zurückgeben muss.
Wir fordern die sofortige Freilassung aller politischen Gefangenen und die Widerherstellung aller demokratischen Rechte in Nicaragua.
Wir fordern alle politischen Institutionen, Organisationen und Menschen auf, die Exilierten und die Flüchtlinge Nicaraguas solidarisch zu unterstützen und ihnen Asyl zu gewähren.
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